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Satzung

der

SLM Solutions Group AG

1. Allgemeine Bestimmungen

§ 1 Firma, Sitz, Dauer, Geschäftsjahr

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet

SLM Solutions Group AG

(2) Sie hat ihren Sitz in Lübeck.

(3) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmt.

(4) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens der Gesellschaft ist die Entwicklung, die Herstellung und der
Vertrieb von Anlagen, Mustern und Kleinserien für die additive Fertigung und den
Prototypenbau sowie zugehörigen Verbrauchsmaterialien und die Erbringung von damit im
Zusammenhang stehenden Dienstleistungen.

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die zur Verwirklichung
ihres Unternehmensgegenstands notwendig oder nützlich erscheinen. Insbesondere ist sie
berechtigt, den Unternehmensgegenstand selbst oder ganz oder teilweise durch Tochter- oder
Beteiligungsunternehmen zu verwirklichen sowie Zweigniederlassungen unter gleicher oder
anderer Firma im In- und Ausland zu errichten. Die Gesellschaft kann Unternehmen, auch wenn
sie einen anderen Unternehmensgegenstand haben, gründen, ganz oder teilweise erwerben oder
sie veräußern, sie unter einheitlicher Leitung zusammenfassen und Unternehmens- sowie
Unternehmenskooperations- und Interessengerneinschaftsverträge mit ihnen schließen oder sich
auf die Verwaltung der Beteiligungen beschränken. Sie ist berechtigt, ihren Betrieb ganz oder
teilweise in Tochter- oder Beteiligungsunternehmen auszugliedern, und kann ihre Tätigkeiten
auch auf einen Teil des in Absatz 1 genannten Tätigkeitsbereichs beschränken.

§ 3 Bekanntmachungen

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen durch Veröffentlichung im Bundesanzeiger,
soweit sie nicht nach zwingenden gesetzlichen Bestimmungen in anderen Medien erfolgen
müssen. Soweit das Gesetz vorsieht, dass den Aktionären Erklärungen oder Informationen
zugänglich gemacht werden, ohne hierfür eine bestimmte Form vorzugeben, genügt das
Einstellen auf die Internetseite der Gesellschaft.



-4-

(2) Informationen an Aktionäre können im Rahmen des gesetzlich Zulässigen auch mittels
elektronischer Medien ubermittelt werden.

§ 4 Grundkapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 24.971.897,00 (in Worten: Euro
vierundzwanzig Millionen neunhunderteinundsiebzigtausend achthundertsiebenundneunzig).

(2) Das Grundkapital ist eingeteilt in 24.971.897 Sttickaktien ohne Nennbetrag

(3) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung abweichend von § 60 Abs. 2 AktG
bestimmt werden.

(4) Das Grundkapital wurde in Höhe von EUR 81.260,00 (in Worten:
einundachtzigtausendzweihundertsechzig) durch Formwechsel des bisherigen Rechtsträgers, der
SLM Solutions Holding GmbH mit dem Sitz in Lübeck, eingetragen im Handelsregister des
Amtsgerichts Lübeck unter HRB 13333 HL, erbracht. Das Vermögen der SLM Solutions
Holding GmbH ist nach Eintragung des Formwechsels Vermögen der Gesellschaft.

(5) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum 16. Mai 2027 mit Zustimmung des
Aufsichtsrats ganz oder teilweise, einmalig oder mehrmals, um bis zu insgesamt
EUR 9.080.690,00 durch Ausgabe von bis zu 9.080.690 neuen, auf den Inhaber lautenden
Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2022).

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Das gesetzliche Bezugsrecht
kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass die neuen Aktien ganz oder teilweise von
einem durch den Vorstand bestimmten Kreditinstitut oder Konsortium von Kreditinstituten mit
der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug
anzubieten.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht
der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen:

- bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Erwerb von Unter
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, gewerblichen Schutz
rechten, wie z.B. Patenten, Marken oder hierauf gerichteten Lizenzen, sonstigen Produkt-
rechten oder sonstigen Sacheinlagen, wie z.B. Forderungen, Schuldverschreibungen,
Wandelschuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten;

- bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabebetrag der unter Ausschluss
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen neuen Aktien den
Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung nicht
wesentlich unterschreitet und der auf die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegebenen neuen Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des
Grundkapitals 10% des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und des
im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals nicht
überschreitet. Auf diese Begrenzung von 10% des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen,
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die in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausübung ausgegeben
oder veräußert wurden; ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die von der Gesellschaft zur
Bedienung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. zur Erfüllung von Wandlungs- oder
Optionspflichten aus Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht bzw.
-pflicht (bzw. eine Kombination dieser Instrumente) ausgegeben werden können oder
auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser
Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausübung in entsprechender Anwendung des § 186
Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wurden.
Nicht anzurechnen sind jedoch diejenigen Aktien, die aus einer 3. Tranche von
Wandelschuldverschreibungen auszugeben sind, die von der Gesellschaft gemäß den
Anleihebedingungen der von ihr im Juli 2020 begebenen Wandelschuldverschreibungen
2020/2026 gegebenenfalls noch auszugeben ist;

- zur Vermeidung von Spitzenbeträgen;

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von Wandlungs- und/oder
Optionsrechten und/oder den Inhabern bzw. Gläubigern von mit Wandlungspflichten
ausgestatteten Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder von einem in- oder
ausländischen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar mit der
Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben wurden oder werden, ein
Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs
und/oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen würde.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der
Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere den Inhalt der Aktienrechte und die
Bedingungen der Aktienausgabe, einschließlich einer von § 60 Abs. 2 AktG abweichenden
Gewinnbeteiligung, festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Satzung der Gesellschaft
nach vollständiger oder teilweiser Ausnutzung oder dem zeitlichen Ablauf des genehmigten
Kapitals entsprechend anzupassen, insbesondere in Bezug auf die Höhe des Grundkapitals und
die Anzahl der bestehenden Stückaktien.

(6) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 8.416.704,00 durch Ausgabe von bis zu
8.416.704 neuen, auf den Inhaber lautenden Stiickaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital
2014/2018/2020). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an Inhaber
oder Gläubiger von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die aufgrund der
Ermächtigung gemäß Beschluss der Hauptversammlung vom 17. April 2014 unter
Tagesordnungspunkt 4.1 bis zum 21. Juni 2018 (einschließlich) (Ermächtigung 2014) oder der
Ermächtigung gemäß Beschluss der Hauptversammlung vom 22. Juni 2018 in der durch
Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Juni 2020 unter Tagesordnungspunkt 6 geänderten
Fassung bis zum 15. Juni 2025 (einschließlich) (Ermächtigung 2018/2020) von der Gesellschaft
oder einem in- oder ausländischen Unternehmen, an dem die Gesellschaft unmittelbar oder
mittelbar mit der Mehrheit der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben worden sind
oder ausgegeben werden. Sie wird nur durchgeführt, soweit von den Wandlungs- oder
Optionsrechten aus den vorgenannten Schuldverschreibungen tatsächlich Gebrauch gemacht
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worden ist oder Gebrauch gemacht wird oder Wandlungspflichten aus solchen
Schuldverschreibungen erfüllt worden sind oder erfüllt werden und soweit nicht andere
Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt worden sind oder eingesetzt werden. Die Ausgabe
der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der jeweiligen Ermächtigung jeweils zu
bestimmenden Wandlungs- bzw. Optionspreis.

Die neuen Aktien nehmen von dem Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung
von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten
entstehen, am Gewinn teil; abweichend hiervon kann der Vorstand, sofem rechtlich zulässig,
mit Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, dass die neuen Aktien vom Beginn des
Geschäftsjahres an, für das im Zeitpunkt der Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten
oder der Erfüllung von Wandlungspflichten noch kein Beschluss der Hauptversammlung über
die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teilnehmen. Der Vorstand
wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung
festzusetzen.

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 der Satzung der Gesellschaft
entsprechend der Ausgabe der neuen Aktien aus dem Bedingten Kapital 2014/2018/2020
anzupassen. Das Gleiche gilt, soweit die Ermächtigung 2018/2020 während ihrer Laufzeit nicht
ausgeübt worden ist oder nicht ausgeübt wird oder die entsprechenden Wandlungs- oder
Optionsrechte bzw. Wandlungspflichten durch Ablauf der Ausiibungsfristen oder in sonstiger
Weise erloschen sind oder erlöschen.

§ 5 Inhaberaktien, Verbriefung, Sachdividende

(1) Die Aktien lauten auf den Inhaber. Aktien aus einer Kapitalerhöhung lauten gleichfalls auf den
Inhaber, es sei denn, im Beschluss über die Kapitalerhöhung wird eine andere Bestimmung
getroffen.

(2) Die Gesellschaft ist zur Ausgabe von Zwischenscheinen, Gewinnanteils- und
Erneuerungsscheinen berechtigt. Form und Inhalt der Aktienurkunden sowie von etwaigen
Zwischenscheinen, Gewinnanteils- und Erneuerungsscheinen setzt der Vorstand fest. Das
Gleiche gilt für Schuldverschreibungen und Zinsscheine.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Urkunden über einzelne Aktien (Einzelurkunden) oder über
mehrere Aktien (Sammelurkunden) auszustellen. Der Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung
ihrer jeweiligen Anteile ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und nicht eine
Verbriefung nach den Regeln einer Börse erforderlich ist, an der die Aktien zugelassen sind.

(4) Die Hauptversammlung kann, soweit gesetzlich zulässig, neben oder anstelle einer
Barausschüttung auch eine Sachausschüttung beschließen.
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II. Vorstand

§ 6 Zusammensetzung

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.

(2) Über die konkrete Zahl der Vorstandsmitglieder, die Bestellung und den Widerruf der
Bestellung sowie die Anstellungsverträge mit ihnen entscheidet der Aufsichtsrat. Der
Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden
des Vorstands bestellen.

§ 7 Geschäftsführung

(1) Der Vorstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung. Die Vorstandsmitglieder sind
der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschränkungen einzuhalten, die die
Hauptversammlung, die Satzung, der Aufsichtsrat oder die Geschäftsordnung für die
Geschäftsführungsbefugnisse im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften getroffen haben.

(2) Die Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst, soweit nicht
zwingendes Gesetz oder diese Satzung eine andere Mehrheit vorschreibt. Besteht der Vorstand
aus mehr als zwei Mitgliedern, hat der Vorsitzende bei Stimmengleichheit das Recht zum
Stichentscheid.

(3) Der Aufsichtsrat hat das Recht, eine Geschäftsordnung für den Vorstand zu erlassen. Falls der
Aufsichtsrat keine Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt, gibt sich der Vorstand selbst
durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmitglieder eine Geschäftsordnung, die der
Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf.

(4) Die Geschäftsordnung für den Vorstand bestimmt die Geschäfte, zu deren Vornahme der
Vorstand der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass
noch andere Arten von Geschäften seiner Zustimmung bedürfen.

§ 8 Vertretung der Gesellschaft

Die Vertretung der Gesellschaft erfolgt durch zwei Vorstandsmitglieder oder ein
Vorstandsmitglied gemeinschaftlich mit einem Prokuristen. Der Aufsichtsrat kann bestimmen,
dass alle oder einzelne Vorstandsmitglieder einzelvertretungsbefugt sind. Der Aufsichtsrat kann
alle oder einzelne Vorstandsmitglieder generell oder für den Einzelfall von dem Verbot der
Mehrfachvertretung gern. § 181 2. Alt. BGB befreien.



-8-

III. Aufsichtsrat

§ 9 Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats

(1) Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch Gesetz, Satzung oder in sonstiger
Weise, insbesondere durch eine Geschäftsordnung, die sich der Aufsichtsrat selbst gibt,
zugewiesen werden.

(2) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, Änderungen der Satzung, die nur die Fassung betreffen, zu
beschließen.

§ 10 Zusammensetzung, Amtsdauer, Niederlegung des Amts

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrates werden von der Hauptversammlung gewählt. Die Wahl der
Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über
die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei
wird das Geschäftsjahr, in welchem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Die
Hauptversammlung kann eine kürzere Amtszeit bestimmen. Die Wiederwahl ist statthaft.
Ergänzungswahlen erfolgen für die restliche Amtszeit des ausgeschiedenen Mitglieds, wenn die
Hauptversammlung nicht etwas anderes bestimmt.

(3) Die Hauptversammlung kann für die von ihr zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder gleichzeitig
Ersatzmitglieder bestellen, die entsprechend einer von ihr bei der Wahl festzulegenden
Reihenfolge an die Stelle vorzeitig ausgeschiedener Aufsichtsratsmitglieder treten. Tritt ein
Ersatzmitglied an die Stelle des Ausscheidenden, so erlischt sein Amt mit Beendigung der
nächsten Hauptversammlung, in der eine Neuwahl stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf der
Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitgliedes. Wenn die Hauptversammlung für ein
weggefallenes, durch ein Ersatzmitglied ersetztes Aufsichtsratsmitglied eine Neuwahl
vornimmt, so tritt jenes wieder in seine Stellung als Ersatzmitglied ein.

(4) Jedes Mitglied oder Ersatzmitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt durch schriftliche
Mitteilung gegenüber der Gesellschaft, vertreten durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats —

oder im Falle der Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrates, durch seinen
Stellvertreter — niederlegen. Die Niederlegung hat mit einer Frist von vier Wochen zu erfolgen,
es sei denn, die Niederlegung erfolgt aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung. Der
Vorsitzende des Aufsichtsrats — oder im Falle der Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden
des Aufsichtsrates sein Stellvertreter — kann einer Verkürzung der Niederlegungsfrist oder
einem Verzicht auf die Wahrung der Niederlegungsfrist zustimmen.

§ 11 Vorsitzende und Stellvertreter

(1) Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die
Aufsichtsratsmitglieder von der Hauptversammlung bestellt worden sind, in einer ohne
besondere Einberufung stattfindenden Sitzung aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen
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Stellvertreter. Für die Dauer der Wahl leitet das an Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied
die Sitzung.

(2) Die Wahl erfolgt — soweit bei der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird —jeweils für
die gesamte Amtszeit des gewählten Aufsichtsratsmitglieds. Scheidet der Vorsitzende oder sein
Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus, wird unverzüglich ein Nachfolger für seine restliche
Amtszeit gewählt.

(3) Der Stellvertreter hat nur dann die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn zwingendes
Gesetz oder diese Satzung ihm diese Rechte und Pflichten ausdrücklich übertragen.

(4) Willenserklärungen des Aufsichtsrats werden namens des Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden
— im Fall seiner Verhinderung durch seinen Stellvertreter — abgegeben. Der Vorsitzende — im
Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter — sind ermächtigt, Erklärungen für den Aufsichtsrat
entgegenzunehmen.

§ 12 Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats finden am Sitz der Gesellschaft oder an einem anderen in der
Einladung bekannt zu gebenden Tagungsort statt. Der Aufsichtsrat muss zwei Sitzungen im
Kalenderhalbjahr abhalten.

(2) Der Vorsitzende des Aufsichtsrats — im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter — lädt
unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich, per Telefax oder per E-Mail zu den
Sitzungen des Aufsichtsrats ein. In als dringend angesehenen Fällen kann die
Einberufungsfrist abgekürzt und kann zur Sitzung auch mündlich, fernmündlich oder auf
einem anderen geeigneten elektronischen Weg eingeladen werden. Bei der Berechnung der
Einberufungsfrist wird der Tag der Einladung nicht mitgezählt.

(3) In der Einladung zur Aufsichtsratssitzung ist die Tagesordnung unter Bezeichnung der
Beschlussgegenstände mitzuteilen. Etwaige vorbereitende Unterlagen sind den
Aufsichtsratsmitgliedern in der Regel mindestens eine Woche vor der Sitzung zuzuleiten.
Konkrete Beschlussanträge sind ihnen so rechtzeitig zu übermitteln, dass bei der Sitzung
abwesende Aufsichtsratsmitglieder von ihrem Recht der schriftlichen Stimmabgabe Gebrauch
machen können.

(4) Gegenstände oder Anträge, die nicht auf der Tagesordnung stehen oder den
Aufsichtsratsrnitgliedern nicht ordnungsgemäß mitgeteilt wurden, sind zur Beschlussfassung
nur zuzulassen, wenn kein in der Sitzung anwesendes Aufsichtsratsmitglied widerspricht und
abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern Gelegenheit gegeben wird, binnen einer vom
Vorsitzenden festzusetzenden angemessenen Frist der Beschlussfassung nachträglich zu
widersprechen; der Beschluss wird erst wirksam, wenn die abwesenden
Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der Frist nicht widersprochen haben.

(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder des Aufsichtsrats ordnungsgemäß
eingeladen wurden und mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu
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bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Bei der Feststellung der Beschlussfähigkeit
werden Aufsichtsratsmitglieder, die sich der Stimme enthalten, mitgezählt.

(6) Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse können auf Anordnung des Vorsitzenden —

im Falle seiner Verhinderung seines Stellvertreters
— auch in Form einer Videokonferenz

abgehalten werden. Aufsichtsratsmitglieder können in begründeten Ausnahmefällen auch per
Telefon- oder Videokonferenz an einer Sitzung des Aufsichtsrates und seiner Ausschüsse
teilnehmen.

(7) Aufsichtsratsmitglieder, die auch nicht nach Absatz (6) an der Sitzung teilnehmen, können
dadurch an der Beschlussfassung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse teilnehmen, dass sie
dem zur Sitzung Einladenden vor der Abstimmung schriftliche Stimmabgaben (auch per E
Mail oder Telefax) zukommen lassen. Dies gilt auch für die zweite Stimme des Vorsitzenden.

(8) Der Vorsitzende — im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter — kann einen Beschluss des
Aufsichtsrats im Wege einer schriftlichen, fernmündlichen, per Telefax, per E-Mail oder
mittels sonstiger gebräuchlicher Kommunikationsmedien durchgeführten Abstimmung —

sowie durch eine Kombination dieser Kornmunikationsmedien — herbeiführen. Der
Vorsitzende bestimmt die Einzelheiten des Verfahrens. Diese Regelung gilt entsprechend für
die Beschlussfassung in Ausschüssen.

(9) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit
nicht gesetzlich andere Mehrheiten zwingend vorgeschrieben sind. Bei der Feststellung des
Abstimmungsergebnisses werden Stimmenthaltungen nicht mitgezählt. Ergibt eine
Abstimmung Stimmengleichheit, so entscheidet die Stimme des Aufsichtsratsvorsitzenden.
Falls kein Vorsitzender gewählt ist oder der Vorsitzende sich nicht an der Abstimmung
beteiligt, gilt bei Stimmengleichheit ein Antrag als abgelehnt. Diese Regelung findet
entsprechende Anwendung auf die Beschlussfassung in Ausschüssen mit der Maßgabe, dass
an die Stelle des Vorsitzenden des Aufsichtsrats der Ausschussvorsitzende tritt, soweit nicht
zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen.

(10) Über die Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse ist als Nachweis,
nicht jedoch als Wirksamkeitserfordernis, eine Niederschrift zu fertigen, die von dem
jeweiligen Sitzungsleiter oder im Falle des Absatz (8) vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu
unterzeichnen ist. In der Niederschrift sind Ort, Tag und Zeit der Sitzung bzw.
Beschlussfassung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt
der Verhandlungen, die Abstimmungsergebnisse und die Beschlüsse des Aufsichtsrats bzw.
des Ausschusses wiederzugeben. Die Niederschrift ist jedem Aufsichtsratsmitglied
unverzüglich in Abschrift zuzuleiten.

§ 13 Aufsichtsratsvergütung, Haftpflichtversicherung

Die Hauptversammlung entscheidet über die Vergütung der Mitglieder des Aufsichtsrats und
seiner Ausschüsse. Die Vergütung umfasst auch die Übernahme der Kosten einer
Haftpflichtversicherung (sogenannte „D&O-Versicherung“), die von der Gesellschaft für die
Mitglieder des Aufsichtsrats abgeschlossen wird. Diese Versicherung wird mit einer
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angemessenen Versicherungssumme und einem Selbstbehalt in Höhe von 10% des jeweiligen

Schadens abgeschlossen. Der Selbstbehalt ist für alle innerhalb eines Versicherungsjahres
auftretenden Schadensfälle auf das Eineinhaibfache der festen jährlichen Vergütung des
jeweiligen Aufsichtsratsmitglieds begrenzt. Die Kosten dieser Versicherung trägt die
Gesellschaft.

IV. Hauptversammlung

§ 14 Einberufung der Hauptversammlung

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, einem Ort im Umkreis von 100 km
(Luftlinie) von dem Sitz der Gesellschaft oder in einer deutschen Stadt mit wenigstens 50.000
Einwohnern statt.

(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand einberufen. Das auf Gesetz beruhende Recht
anderer Organe und Personen, die Hauptversammlung einzuberufen bleibt unberührt.

(3) Die Einberufung der Hauptversammlung muss, sofern das Gesetz keine abweichende Frist
vorsieht, mindestens dreißig Tage vor dem Tag der Hauptversammlung durch Bekanntmachung

im Bundesanzeiger erfolgen. Diese Einberufungsfrist verlängert sich um die Tage der
Anmeldefrist ( 15 Abs. 1 der Satzung). Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der
Bekanntmachung der Einberufung und der Tag der Hauptversammlung nicht mitgerechnet.

(4) Für die Übermittlung von Mitteilungen über die Einberufung nach § 125 Abs. 2 Satz 1 AktG
und § 128 Abs. 1 Satz 1 AktG genügt nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften der Weg
elektronischer Kommunikation. Der Vorstand ist berechtigt, Mitteilungen auch in Papierform zu
versenden.

(5) Der Vorstand kann die Übertragung der Hauptversammlung ganz oder in Teilen in Bild und
Ton über elektronische oder andere Medien zulassen. Hierauf ist in der
Einberufungsbekanntmachung zur Hauptversammlung hinzuweisen.

§ 15 Voraussetzungen für die Teilnahme und die Stimmrechtsausübung, Stimmrecht

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind diejenigen
Aktionäre berechtigt, die sich bei der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür
mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung angemeldet haben. Der Tag
der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs der Anmeldung sind nicht mitzurechnen. In
der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Die
Anmeldung bedarf der Textform ( l26b BGB) und muss in deutscher oder englischer Sprache
abgefasst sein.

(2) Die Aktionäre müssen außerdem ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung
und zur Ausübung des Stimmrechts nachweisen. Dazu ist ein in Textform erstellter Nachweis
ihres Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut, der in deutscher oder englischer Sprache
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abgefasst ist, ausreichend. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des
einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen und muss der Gesellschaft
unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der
Versammlung zugehen. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs des
Nachweises sind nicht mitzurechnen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu
bemessende Frist vorgesehen werden.

(3) Jede Aktie gewährt eine Stimme.

(4) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr
Widerruf und der Nachweis der Bevolimächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der
Textform ( 126b BGB). In der Einberufung der Hauptversammlung kann eine Erleichterung
bestimmt werden. § 135 Aktiengesetz bleibt unberührt. Bevolimächtigt ein Aktionär mehr als
eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

(5) Der Vorstand kann vorsehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Versammlung
teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen
(Briefwahl). Der Vorstand bestimmt auch die näheren Einzelheiten des Verfahrens, die er mit
der Einberufung der Hauptversammlung bekannt macht.

(6) Der Vorstand kann ferner vorsehen, dass Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne
Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder
einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben
können (elektronische Teilnahme). Der Vorstand kann auch Bestimmungen zu Umfang und
Verfahren der Teilnahme und Rechtsausübung nach Satz 1 treffen.

§ 16 Vorsitz in der Hauptversammlung

(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein vom
Vorsitzenden des Aufsichtsrats bestimmtes anderes Mitglied des Aufsichtsrats. Sind weder der
Vorsitzende des Aufsichtsrats noch das von diesem benannte andere Mitglied anwesend, so
wählen die in der Hauptversammlung anwesenden Aufsichtsratsmitglieder den
Versammlungsvorsitzenden.

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge der
Verhandlungsgegenstände sowie die Reihenfolge und die Art und Form der Abstimmung. Der
Vorsitzende kann das Frage und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken. Er
ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs
einen zeitlich angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für die
Aussprache zu einzelnen Tagesordnungspunkten sowie für einzelne Rede- oder Fragebeiträge
festzulegen. Darüber hinaus kann der Vorsitzende den Schluss der Debatte anordnen, soweit
dies für eine ordnungsgemäße Durchführung der Hauptversammlung erforderlich ist.
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§ 17 Beschlussfassung

Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende Vorschriften des
Aktiengesetzes etwas Abweichendes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
Stimmen gefasst. Soweit das Aktiengesetz außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des
bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals vorschreibt, genügt, soweit dies gesetzlich
zulässig ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Kapitals.

V. Jahresabschluss und Verwendung des Bllanzgewinns; Griindungsaufwand

§ 18 Rechnungslegung

(1) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahresabschluss und den
Lagebericht sowie den Konzernabschluss und den Konzerniagebericht für das vergangene
Geschäftsjahr aufzustellen und unverzüglich dem Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer
vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem Aufsichtsrat auch den Vorschlag, den er der
Hauptversammlung für die Verwendung des Bilanzgewinns machen will, vorzulegen.

(2) Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstandes, den Vorschlag für
die Verwendung des Bilanzgewinns sowie den Konzernabschluss und den Konzerniagebericht
zu prüfen sowie über das Ergebnis der Prüfung schriftlich an die Hauptversammlung zu
berichten und dabei auch zu dem Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und des
Konzernabschlusses durch den Abschlussprüfer bzw. den Konzernabschlussprüfer Stellung zu
nehmen. Er hat seinen Bericht innerhalb eines Monats nach Zugang der Vorlagen dem Vorstand
zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, so ist dieser festgestellt,
sofern nicht Vorstand und Aufsichtsrat beschließen, die Feststellung des Jahresabschlusses der
Hauptversammlung zu überlassen.

(3) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, sind sie ermächtigt, den
Jahrestiberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und
eines Verlustvortrags verbleibt, zum Teil oder ganz in andere Gewinnrücklagen einzustellen.
Die Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte des Jahresüberschusses ist nicht zulässig,
soweit die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals übersteigen oder nach der
Einstellung übersteigen würden.

§ 19 Gründungsaufwand

(1) Die Gesellschaft trägt die notwendigen Kosten ihrer Gründung (Notar- und Gerichtsgebühren,
Veröffentlichungskosten sowie Entgelte für beigezogene Anwälte und Steuerberater) in Höhe
von EUR 2.500,00,

(2) Die Gesellschaft trägt die mit dem Formwechsel von der SLM Solutions Holding GmbH in die
SLM Solutions Group AG verbundenen Kosten (insbesondere Notar- und Gerichtsgebühren,
Veröffentlichungskosten, Rechts- und Steuerberatungskosten, Gutachterkosten, Bankkosten) bis
zu einem Gesamtbetrag von EUR 100.000,--.
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Die in der vorstehenden Satzung der SLM Solutions Group AG mit Sitz in Lübeck geänderten
Bestimmungen der Satzung stimmen mit dem am 02.092022 gefassten Beschluss des
Aufsichtsrates über die Änderung der Satzung und die unveränderten Bestimmungen mit dem
zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung überein.

Lübeck, den 08.09.2022

Wilken Willand
Notar


